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Rechtssatz 

Die Bedarfsbeurteilung hat sich primär an der Wohnbevölkerung zu orientieren, im Übrigen ist jedoch 
auch ein durch andere Umstände als den Wohnsitz begründeter Bedarf an einer öffentlichen Apotheke zu 
berücksichtigen. Während der Gesetzgeber bei der Beurteilung des Bedarfs durch die Wohnbevölkerung 
jedoch auf eine Durchschnittsbetrachtung abstellt, sodass der "ständige Einwohner" als "zu versorgende 
Person" gilt, ohne dass im Einzelfall festgestellt werden müsste, in welchem Ausmaß durch ihn ein 
Bedarf an der öffentlichen Apotheke (mit)begründet wird, sind bei der Beurteilung des durch andere 
Umstände als den Wohnsitz hervorgerufenen Bedarfs grundsätzlich auf die im Gesetz angeführten 
Tatbestände ("Beschäftigung", "Einrichtungen", "Verkehr") bezogene Ermittlungen erforderlich, aus 
denen eine Inanspruchnahme der betreffenden Apotheke(n) ersichtlich wird, die jener durch eine 
bestimmte Anzahl ständiger Einwohner (der Maßstabfigur des § 10 ApoG) entspricht. Erst auf einer 
solchen Grundlage kann die Anzahl jener "zu versorgenden Personen" ermittelt werden, die im Sinne von 
§ 10 Abs. 5 ApoG bei der Bedarfsfeststellung zu berücksichtigen sind. Wenn die hiezu erforderlichen 
einzelfallbezogenen Feststellungen nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand getroffen werden können, 
ist es zulässig, auf allgemeine, für den jeweiligen Fall repräsentative Untersuchungsergebnisse 
zurückzugreifen und auf diesem Weg Ausmaß und Verhältnis, in dem die Inanspruchnahme der Apotheke 
zu jener eines ständigen Einwohners steht, aufzuzeigen (vgl. etwa VwGH 25.4.2014, 2013/10/0022, mit 
Verweis auf VwGH 20.11.2013, 2012/10/0125, und die dort zitierte Vorjudikatur). 
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